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Erscheint jeden Sonnabend PMB Vkekteljährltch

bei allen Preuß. Postanstalten 41X2"Sgr., bei den außerpreußischenPostanstalteu
7914 Sar» in Berlin bei allen Zettungs-Spe

An unsere Leser.

Die vorige Nummer unseres Blattes ist wegen des

Leitartikels, welcherunter dein Titel: »Eine neue Staats-

nnleihe« die Anleiheforderungunserer Regierun behan-
delte, mit Beschlagbelegt worden, noch ehe ein xemplar
derselben ur Ausgabe gelangt war. Die Reihe von Fest-
tagen, welchesi· an den Tag der Ausgabe des Blattes

schloß,ließ die eranstaltung einer neuen Ausgabe nicht
thunlicherscheinen,und so werden wir diesmal in der

Wochenschaudas Wesentlichsteaus der vorigenNummer

wiederholen,um unsereLeser auf dem Laufendenzu
Dierhaltem und ebenso werden wir in einer der nächsten
Nummern des Blattes den Artikel: Jst-le derHerzog
Karl Eugen von Würtemberg mit seinen
Stunden in Streit

laß«Was den Leitartikel sel st

etreuen
wieder zum Abdruck rin en.

«
anbelangt, so sind wir a er-

dings nicht in der Lage, igiunseren Lesern mittheilen

gukönnen
Da noch keine erbreitung der mit Beschlag

elegtenNummern stattgefundenhatte, so ist auch kein

gerichtlichesVerfahren eingeleitetworden, und so kann
ie Strafbarkeit oder Straflosigkeit der inkriminirten

Stellen nicht festgestellt werden. Wir, die wir uns

stets in aller und jeder Beziehung bemühthaben, den

bestehendenGesetzenzu gehor en, wir waren überzeugt,
durch jenen konfis irten Artike keinen Paragraphen der-

selbenverletztzu haben;da dies aber dennoch geschehen
sein soll, so verzichtenwir selbstauf eine Umarbeitung
jenes Artikels, indem wir nichtwissenkönnen,auf welche
Weise wir unsere Ansichtscharfund deutlichausdrücken
VlleUsohne wiederum unser Blatt der Gefahr einer

Befchlagnahmeauszusetzen Wir begnügenuns damit,
hier«Unseren Lesern kurz den Inhalt des beanstandeten
Artikels anzugeben.

Wir hatten versucht,in jenem Artikel den Nachweis
«zu·"-fuhren,daßunsereVolksvertreter der Regierungdie
Seforderte Anleihe von 10-Millionen ur Vermehrung
UnsererFlotte und zur Anlage von« riegshäfennicht«
bewilligenkönnen ob leichwir selbst die Forderun von
19 Millionen,deienTierwendungfür die nächstengsechs

iteuren incl. Botenlohn 6 Sgr., in der Expedition, Mohrenstr. 34, 4V2 Sgt
die Zeile 3 Sgr.

Jnserate

Fahre für dieseZwecke in Aussicht genommen ist, eher
fur·eine zu kleine,als für eine zu großeSumme halten.
Wir haben in dem Artikel unsere Ansicht dahin aus-

gesprochen,daß es ni t möglichfei, vor einer Aenderung
unseresgesammtenFinanzsystems in dem Sinne, wie
es die Antrageverlangen, welche die Bud etkommission
am Schlusse ihres Borberichtes gestellt, un welche das

Abgeordnetenhausnach langen und eingehendenDebatten
zu den seinigengemachthat, Mehraus aben, wie sie zur
Herstellung einer Achtung gebietendengreußischenFlotte
nothwendigsind, aus den laufendenEinnahmen zu be-

streiten.Wir habenuns daraufeingehendmit den Gründen

beschäftigt,welchees nothwendigmachen,den Versuch,die

geforderte Summe durch eine Anleihe aufzubringen,ab-
Zz lehnen Wir haben e»ei t, wie es in ’nan ieller ini t

nichtthunlich ist, voZzeitLierAenderuiklgurzifererö;j,etzisgcehn
Finanzverwaltnng neue Anleihen aufzunehmen, und wir

habendie Gründe auseinandergesetzt,welche in politischer
Hinsichtdagegen sprechen,dem jetzigenMinisterium eine

Anleihe zu bewilligen.
Dies ist in kurzen Worten das Skelett des Artikels,

der Anlaßzu der Beschlagnahmeunserer vorigenNummer

egeben hat. Unsere Leser erlassen es uns natürlich,
ZierdiesesSkelett zu vervollständigen,den Rahmen aus-

zufüllen,welchenwir gegebenhaben. Wir haben oben

auseinandergeset, wie wir alsdann fürchtenmüßten,

dadurchauch dieser Nummer dasselbeSchicksalzu be-

reiten, welchesder vorigengewordenist« Solches wollen
wir aber vermeiden, da wir einerseits bestkkkstsmds
unseren Lesern unser Blatt möglichstregekmaßlg,UUd
ohne Unterbrechungzukommenzu lassen Und»daWtr es
andererseits für un ere Pflicht halten- auf lede Welle
einen Zusammensto mit dem.Str»afesetzzu vermeiden.

Wir thun dies nicht etwa, weil wir ie nicht eben durch
Milde ausgezeichnetenStrafmaaßedesselbenfürchten,
sondern hauptsächlichdeshalb, weil wir es für die

Pflicht eines-« jeden Bürgers ansehen, die be-

stehenden Gesetze zu achten, mögeer mit den Bestim-
mungenderselbenauch noch so wenig einverstanden sein·



Poltttfche Wochenschnu. .

Preußen. Das Abgeordnetenaus ist am 8. d. M. auf
zehn Tage geschlossenworden, na dem es sichin den letzten
Sitzungen nochhau tfächlichmit den häusigenNichtbeftätiguni

en von städtifcheneamten und mit einem Theiledes Staats-

Faushaltsgesetzesbeschäftigthatte. JU Bezug auf letzteres
)eben wir nur hervor, daß das Abgeordnetenhauswiederum,
wie auch in früherenJahren, die Summe von 30,000 Thlr.
gestrichenhat, welchedie Re ierung für die Presse verwenden
will. Ob die Regierung die e Summe nun auch wirklichnicht
verwenden wird, das glauben wir kaum,da sie bis jetzt trotz
der Streichung stets ausgegebenwurde.

«

Es ist jetzt derKommissionsbericht über die Mili-

tärvorlage erschienen,und theilen wir nachstehenddaraus
das Wesentlichstemit. »DerBerichterstatter, Ab eordneter

Gneisy stelltam Eingange feines Berichtes fünf unkte als
die Hauptdifferenzpunktezwis en der Regierung und der

Mehrheitdes Abgeordnetenhaues hin. Es sind dies l) Der
Präs enz stand des stehendenHeeres: zur Zeit der Emanation
der Verfassung betrug derselbe: 131,000 Mann, im Jahre
1858: 151,000 Mann, jetzt nach der Reorganisation221,000
Mann. 2) Die Zahl der Kadres: nach den früheren
Einrichtungen126 Bataillone Jnfanterie, 132 Schwadronen
Kavallerie, —- jetzt nach der Reorganisation 243 Bataillone
Jnfanterie, 200 Schwadronen Kavallerie, zu welchen noch
24 Schivadronen kommen sollen. 3) Die Stellung der

Landwehr. Die Landwehrersten Auf ebots sollte nach den

bestehendenGesetzen die gleicheStärke aben mit dem stehen-
den Heere, in korrespondirenden Kadres; die jetzigeLandwehr
nachder Reorganisation besteht noch aus 117 Bataillonen
in reduzirterFormation und aus den Stämmen von 12 Land-

wehr-KavalleriesRegimentern.4) Die Dauer der Dien t-

zeit im stehenden Heere, welche von 5 aus-- 7 Ja re

zum Zwecke der Reorganifation verlangert werden soll.

5) Die Präsenzzeit bei den Fahnen, welche nach
allen diesen Erweiterungenunverändert volle drei Jahre
dauern uiid fortan unbedin t gleichmäßigdurchgeführt
werden soll. — Am Schlu e der Debatte wurde das

Resultat dahin resümirt: »Das Bedürfniß einer Verständi-
ung sei fast von allen Seiten anerkannt.

.

Für das Hausseies aber unmöglich,die Initiative zu positiven Organisa-
tionsvorschlägenzu ergreifen. Werde dies dem Hause wirk-
lich zugemuthet, ins·besondere,-sollten etwa von hier aus Vor-

schlä,e über Zahl und Stärke der Kadres der einzelnenTrup-
pentheilegemacht werden, so sei dazu die Kommission in

ihrer Zusammensetzungeben so wenig geeignet,wie das Haus.
Jede darauf gerichtete Anmuthung sei nur eine feinere Form
der Ablehnung eines Vergleichs. Die Differenzpunkteder

Revrganifation stellen sichhiernach dahin: l) Für die Frie-
densftärke der Armee lehnt es die Staatsregierung ab,
eine bestimmte Zahl zu nennen; in jedem Falle will sie keine

geringere als die gegenwärtige.2) Die gegenwärtigeZahl
und Stärke der einzelnen Kadres ist nach den Auf-
fassungen der Staatsregierung aus militärisch-technischen
Gründen nothwendig und nicht ab uändern. Z) Die jetzige
Stellung der Land-wehr- und ihr Verhältniß zur stehen-
den Armeesoll unverändert bleiben. 4) Die Staats-Regie-
kUUg Jieht die siebenjährige Dienstzeit als nothwendig
für die-reorganisirteArmee an, und will auch ohne Gesetz
bei künftigenMobilmachungennachihrer Auslegungdes § 15 des

Gesetzes vom Z. September 1814 die jüngerenJahrgän e der

Landwehrnach Bedürfnißheranziehen. 5) Die dreijährige
Dienstzeit bei« den· Fahnen wird fest ehaltem

Wenn
sich auch die Staatsregierungvorbehält,nachpäterenErfah-
rungen aufLdie Frage zurückzukommen,so wird doch setzt für

den Erlaß die es Gesetzes ede Verkürzunder Dien
'

«

gelehnt.»EinLolchesVerfalfrenwurde hingugefüghritt-i-
mogliegeine ertagung des Streites genannt werden, ez sei
vielmer die Vertagungdes Rechts der Landesvertretiin
Karzerausgedrückt:Die Staatsregierung habezwar den au;
richtigenWunschausgesprochen,dem Hau e mit versöhnenden
Schritten entgegen zu kommen, aber ie könne keinen
Mann von«der

Zngder jetzigen Kadres, kein Jahk
von der siebenja rigen Dienstzeit, keinen Tag
von der dreijahrigen Fahnendienft eit entbehren
sondern biete nichts Neues, als eine Mehkfokdeknnä
von 1,652,781 Thalern im Militärbud et nnd
eine Aussicht auf weitere Vermehrung der Linien-Kavallerie.
Das gegenwärtigeGesetz würde ohnejedeMaßbestimmung
des stehenden Heer-es nur die ge aininten waffenpfli tigen
Mannschafteiider Kriegsverwaltungzu siebenjährigemienft
zurDisposition stellen, übrigenses»alsSache der Exekutive
der jetzi en wie jeder künftigenRegierungüberlassen,daraus
eine beliebigeZahl von Kadres und eine unbegränzteFrie-
densstarkederArmee zu bilden. —- Das Resultat der Spe-
zialsDiskuffion war die Ablehnung des vokgelegtenGesetz-
Entwurfes.

Die Motive zu dem Ge e entwurf, betre
den außerordentlichen erdtztfür die Mafrfientiek
Verwaltung, sowie der Plan zur Erweiterun dek
Preußischen Kriegsmarine sind jetzt im Druck ers ienen.

— Wir theilen nachstehendunseren Lesern das Wesentlichte auz
den Motiven und aus dem Plan mit. »Es kann, so eißt
es in den Motiven, »nichtdie Absichtsein, diesenPlan sfelbft
durchGesetzmit der Wirkung festzustellen,daß die Staats-
regierung die darin vorgesehenenMaßnahmen unter allen
Umständen und in einer bestimmten Zeitfrist auszuführen
verpflichtet wäre. Denn die -Schiffbautechnit ist, wie die Ek-
fahrnngen der letzten Jahre ergeben aben, mit den auf
diesemGebiete vorliegendenFragen nochnichtzum Abschluß

gelangt;
es werden also auch, nachMaßgabeweiterer Er-

ahrungen, entsprechendeModifikatioiien des« Flottenplanes
vorbehaltenbleibenmüssen.Außerdemwürde auchdie Staats-
regierun nicht auf eine Reihe von Jahren im Voraus eine
Verpfli tUUg dck Dispvllibclstcllllngder erforder-
lichen»Geldmittel übernehmenkönnen. Vielmehr muß die

vollstandigeAusführungdes Flottenplanes, sowie die Periode
seinerRealisirung von den sinanziellen

Verhältnijsenabhängig
emacht und die für die einzelnen Jahre au zubrin enden

Pseträgemüssenjedesmal in die Etatsentwürfeder betre enden

Jahre aufgenommen werden« Es werden aber jetztnichtdie
Mittel gefordert, welche zur Ausführung

des gan en

Planes, nach welchemallein die Schi fe 34,593,500 Thit.
kosten sollen, nöthigsind, sondern es besteht der Zweck der
Vorlegung des Planes darin, »daßdenjenigenAnforderungen
für die Marine, mit welchendie Staatsreglexung gegenwärtig
hervortreten zu müssenglaubt, eine rechtfertigendeGrundlage
gewährtwerde. Diejenigen Bedürfnisse,welcheals die drin-

endsten anzusehensind, bestehenin der»fchleUUlgen Her-
fiellungesicherter Hafenetabliffements mit allen

für die zwe mäßigeUnterbringung und Herstellungdes Flotteus
materials nöthigenEinrichtungen- sowie in der Verstärkung
der Flotte in dem Umfan e, das Preußens und Deutsch-
lands Küsten und gandelden Angriffen sonst
fchwächererGegner zur See nicht fertier utzlos
preisgegeben seien. Zu dem Zweckemuß einereitsdek

Jadehafen kräftigfort ebaut und befestigt, Endeferieltcaber

auch auf die fcheunig e Herstellungeines kUchtIgenKriegs-
hafens in der Ostsee Bedachtgenommen werden.Außerdem
ist, neben dem Fortbau hölzerner-Schiffe-DIE schleunigeBe-

—-



i a n von an er e atten eine unerläßlicheNothwendigsinLssuEgndlichFhkibesixcieggemachtenErfahrungendie

abxoluteDringlichkeitder BeschaffungschwererGeschutzevon Gu stahl
in Stelle der jetzt vorhandenenvon Gußeisener eben. Was

die Anlegung eines Kriegshafensin der preußichen Ostsee-
küsteanlangt, so kan»n»hieraufvorläufigverzichtet werden,
weil Preußen-,egenwartig im Besitze eines trefflichenHafens
in dek Ostsee It, in Jvelchemsich ein für die Zwecke der

preußischenFlotte eeignetes MarinesEtablissement ohne be-

deutenden Zeitverlusqxerstellen läßt. Nach den angestellten
Untersuchungeneignet ichdie Friedrichsort zunächstliegende
BU»chtdes Kieler Hafens vorzugsweisezu einer Flottens
station, da abgesehenvon günstien Wasser-verhältnissen,das

an dein Ufer anzulegendeEtablissimenteinem Bombardement
von der Seeseite entzogen, auchgegen ein solches von der

Landseitemit verhältnismäßiggeringen Kostensichergestellt
werden kann. Dies Marine-Etablisse1nent»wird den großten
Theil des ziemlichgeraden Strandes zwischenFriedrich-Fort
und den VoßbrockerHügelnbei Holtenau einnehmen. Die

Gesammtkoftender Anlage der Hafen-Etablissementsbei

Friedrichsor sind auf 6,150,000 Thlr. veranschlagtund ,,muß
mit dem Bau

gogleich vorgegangen werden,weil die Wehr-
haftigkeitPreu ens zur See die Beschleunigungdes Baues

einiger Panzersre atten, als Kern der ei entllchenSchlacht-
flVttE,UUUmgäni erforderlichmacht, für

diese aber, außer
einem hinlänglichtiefen und sicheren Ha en,q das Vorhanden-
sein·von Trockendocks und Reparaturwerkstattenic. unerläß-

lich ist.« Die Kosten des vollständigenAusbaues des Hafens
im Jadebujen sind auf 10,900,000 Thlr. verans lagt. —

Nach Ausfuhrung des anzen Planes soll die Fotte aus

10 Panzerfregatten, 10 anzerbatterien(Kuppelsystem),zur

VertheidigungbefestigterKüsten und Häer, 8 gedeckten
Schraubenkorvettenvon 28, 6 Glattdecks-Korvetten von 17

Kanonen zum überseeischenHandelsschutze,6 Dampfavisos

·"Zs-;It«-·Beobachturig.
des Feindes und urn Depes endienst be-

e

L

heu, wodurch Jdie preußische
»

arine in en Stand

esetzt wird, den Angriff auf eine Seemacht zweiten
sinngeszu übernehmen.« Vorläufigist aber neben

denHafenbanten nur der Bau von 2 Panzerfregattenund
die BeschaffungschwererGu stahlgeschützein Aussichtgenom-
men. Beige ugt ist den otiven und dem Plan der Ent-

wurf eines arineetats, welcherdie ordentlichen jährlichen
Ausgaben
ffür

die Marine nachvollständigerAusführungdes

Planesau 5,000,000 Thlr. veranschlat.
Die Kammer wird nicht nur bei eraihung der Marine-

vorlageGele
enäeit

finden, sichmit der schleswigsholstein’schen
Frage zu be chä igen, sondern die Regierung wird auch diese
Frage direkt dadurch an das Abgeordiietenhausbringen, daß
sie demselbendie Rechnungenüber die Kosten des vorjährigen

Feldkugesvorlegt.
xurz vor dem Beginn der Ferien, am 7. April hat das

Abgeordnetenhauseines seiner hervorragendstenMitglieder,
den
Andelskammerpräsidenten

a. D., Friedrich Ludwig
von önne, verloren. Derselbe starb im 67. Jahre an

dkxlFolgen einer Erkältung,welcheer sichin dein schlechtven-

tiltrten und doch o sehr zugigenRaume des Abgeordneten-
haUseszugezogenhatte.Er war einer der Führer der Fort-
schrittslkaktehUnd sein Verlust wird sowohl von seinen Kolle-

gen, Wie VVU seinenübrigenFreunden und Parteigenossen
auf das schmeksllcpsteempfunden.

Mit der Ezkklchtllngeiner Flottenstation in der Kieler

BUTMacht DieReisfemsxg·übrigens,wie es scheint, vollen
CUI Die fur Fels-thleIn, Danzig versammeltenSchiffe
sind·Mi» Kiel ommandlkt.«

Ob die angezeigteAnkunft
zweier o meichischeuKriegsschiffein Kiei einen Einfluß auf

dieses Vorgehenausüben wird oder nicht, wird sich mit

Nächstemzeigen.
Die angekündigieEntfernung des Grafen Manteuffel

von seinem Posten als C ef des Militairkabinets wird vor-

aussichtlichohne allen Ein uß auf den Gang unserer inneren

Verhaltnissebleiben. Da»egen glaubt man

annehmenzu
können, daß mit seiner ntfernung aus der nächten Um-

gebung des Königs das Bündniß mit Oesterreicheine seiner
Hauptstützenverlieren wird. -

.

Ja Jnsterburg hat ein ei enthümlicherKonfliktzwischen
der Polizeibehördeund dein Gerichtestattgefunden. Dort

standen vier, eines Mordes angeklagtePolen vor Gericht.
Schon währendder»Verhandlunhatte der Staatsanwalt

mitgetheilt, bei

etwaigerFreispre ung würden dieselbenver-

haftet werden,um au Grund des Kartellvertra es an Nuß-
land ausgeliefertzu werden. Nach erfolgter Freisprechung
sollten die Polen Im Gerichtssaal durch Gendarmen verhaftet
werden. Der Prasident des Gerichtshofes protestirte jedoch
dagegen, und in dem entstehendenTumulte gelang es den
vier Polen, sich·durchdieFlucht zu retten, und sich so den
Ver nügungeneiner Reise nach Sibirien zu entziehen.
»

n Berlin ·istam ·18.der Grundstein zu einem Denkmal
fur den schleswi -»holsteinfchen»Feldng des vorigen Jahres
elegtworden. ie Feierlichkeit,zu welcherAbgeordnetealler
egimenter, welche den Feld ug mitgemacht hatten, ein-

getroffenwaren, tru einen auss ließlichmilitärischenCl arakter.

SchleswigsHolein. Die erüchte,als ob Preußenvon
Neuem mit dem Herzogvon ·Augustenburgverhandele,werden
zwar von verschiedenen»Seiten ganz entschieden in Abrede
gestellt,aber man scheint im Lager der Mittelstaaten doch
an»die»selbenzu glauben. Man fürchtet,daß der Herzog
schließlich»doch,statt sichauf die Versprechungender Kabinette,
welchemit seinerUnterstützungkokettiren,zu verlassen,lieber
direkt mit der preußischenRegierung unterhandelt, und der-
selben das zugesteht,»wassie im JnteresseDeutschlandsfordern
muß. Aufmehr wird man allerdiu s nicht rechnen können.
. «DerJahrestag der Einnahme er Düppeler Schanzen
ist in den Herzogthumernallenthalben festlichbegangen worden.

Rassen. Die ultramontane Partei hat es den belgischen
Ultramontanennachgemacht,und versucht,die Kammer durch
Nichterscheinenin den Sitzungen beschluäunfähigzu machen.
Den Verlegenheiten,wel e dadurch ent--«tehen,hat die Re-

gierungfurs erste dadur ein Ende gemacht, daß sie den
andtag bis zum 19. d. M· vertagt hat; wie er nach dem

Zusammentrittgehenwird, ist schwervorauszusagen. Wahr-
scheinlichhofft die ultrainontane Partei auf eine Auflösung
der Kammer, u»inalsdannbei den Neuwahlen, von der Re-

gierung unterstutzt,dieMajoritätzu erlangen. Der Hinblick
auf Belgien follte·dieHerren aber doch eines Besserenbe-
lehren; dort ist bei den Neuwahlen,welchein Folge des Be-

nehmens»der Ultramontanen eintreten mußten, die liberale
Masoritat bedeutend verstärktaus dem Wahlkampfehervor-

gegangen
— Der Herzog, dessen treuefte Stübkn zU sein-

1ene erren gewöhnlichvor eben, hat übrigens einer Depa-
tation der ultramontanen fzgiarteigegenüber-,Welcheiht Fakt-
bleibenaus der Kammer bei ihm entschkllplgenWollte,dieses
Verfahrenauf das entschiedenstegemißbilligt.

Baden. Die Re ierung will dem Landtageeine Vor-
lage machen, nach wel er im laufenden Jahre 200,000-—Fl.
auf die Verbegerung

der

Gegälter
der Schultehrer verwen-

det werden so en. NachVer altnißder Einwohner-sahlWüt-
den in Preußen,um ein Gleicheszu thun, etwa Is« Mil-

lionen Thlr. zu diesem Zwecke aus esetztwerden müssen-
Württember·g.Es istbeschlojen,den Sold der Soldaten

und der Unterofsiziereum Z, resp. Kreuzer täglichzu erhöhen.



Bayern. Der Königlzatbeschlossen,dem Landtageeinen

Gesetzentwurfvorzulegen, urch welchen sämmtlichenwegen

glolitischerVergehen»und-VerbrechenVerurtheilten vollständige
mn»estieertheilt werden soll. DiesesMaßregelbezieht sich

vorzuglichauf Diejenigen, welchenoch wegen der Vorgänge
im Jahre 1848 und 1849 fern vom Vaterlande in der Ver-

bannung leben. Allerdings sind seit jener Zeit 17 Jalre
verflossen,und so manchen Flüchtling deckt der kii le Rasen
in fremdem Lande, aber dem Lebendenkommt die rlaubniß
zur-Heimkehrin’s. Vaterlandniemals zu spät. Deßhalbbe-

grüßen wir diesen Schritt des jungenKönigs mit Freuden.

Oesterreich. »Ju·Wien hat die Aeußerung,welche err

von Roon bei Einbringungder Marinevorlage in BezugHauf
den Hafen von« Kiel gethan hat, einen sehr starken Eindruck

gemacht,und soll man von dort aus bereits eine Anfrage,
wie dieseAeußerunemeint sei, nachBerlin gerichtet haben.
Oesterreich·fuhlt s als »Mitbesitzer«der Herzogthümer
und»protestirte en jeden Schritt, der Preußen ein Ueber-

gewlchtM densälen verschaffenkönnte. Man sieht, die un-

fequemen Folgen des Bündnissesmit Oesterreich,welchedie
liberale Partei von Anfang an vorhergesagthat, machensich
schonjetzt für Preußen geltend.
J·n den letztenTagen sind vielfachGerüchteaufgetreten,

daßdie Regierungdas Abgeordnetenhausauflösen werde.
Diese Geruchte werden von den Ab eordneten selbst sehr
glaubhaftbefunden. Der Grund so fein, daß die Re-
gierung die jetzt mit deni FinanzausschußeingeleitetenVer-
handlungenüber das Budget nichtfortsetzenkönne,ohne sich,
oder wie sie es ausdrückt,ohne die Finanzen des Reiches
schwerzu kompromittiren.

Die Gerü te, da der u aris e· Landta samtnen-
treten soll, erhatäenjetztßeine get-BisseEäzestätigiinggzzudochsoll
die Regierung erst die Berufung zum Herbst beabsichtigen.

Frankreich. Bei den Adreßdebattenist
die liberale Partei

trotz der eindringlichstenund überzeuend ten Reden bei allen

Abstimmungenin der Minorität gebieben. Der Kaiser hat
in seiner Antwort gesagt,das Volk fürchtemehr den Miß-
brauch der Freiheit a s. den Mißbrauchder Regierungsgewalt.
Ob’s die Franzosen ihm glauben?

Italien. Die Regierung hat die Staatseisenbahnen an

das Haus Rothschild verkauft. Für den Bau der Eisen-
bahnen hatte die Regierung roßeAnleihenkontrahirt, und

sie bekam diese Anleihen, weil sie zu produktiven Zwecken
verwendet werden sollten, durch welchenicht blos das Staats-

vermögen um den Werth der Anleile, sondern auch das

Staatseinkommen um so viel verme)rt werden würde, als
die Zinsen der Anleihe betragen. Jetzt verkauft nun die

Regierung die mit diesenAnlehen gebauten Eisenbahnen,
ohne darum dieseAnlehen selbst aus dein Erlös zurückzuzahlen.
Sie folgt darin nur dem Beispiele, das Oesterreichschon vor

acht Jahren gegebenhat. »Jm Privatleben kommt dies

Finanzmanöver)äusigbei leichtsinnien Leuten vor, die sich
nützlicheoder nothwendigeGegenstan e, wie Kleider, Bücher
U. s. w. auf Kredit entnehmen, Um sie dann zu verkaufen,
abernicht um den Erlös-zur Beza lung derselben, sondern
zu anderen Zwecken zu verwenden.

»

ie Re ierung hat"auch,
gerade so wie· jene lei

tsinnigenjungen eute, beträchtlich
weniger für»dies-Eisenba,nen. ekoinmem »als·ssie selbst noch
dafür schuldigist. .Um- diese Operation ubrigens mö lich u

machen, hat die Regierun in dem Vertrage, in welchemsie
»das-ursprünglicheElsenbjixnanlehenkontrahirt hat, er t»noch
eine Lücke entdecken»m« en» Nach dem Vertrage namlich
muß die Regierung, wenn sie die Eisenbahnen später an eine

srü n teheri, liefert -deft:;.-;U-ts!stand,s
daß-typij

Privatgesellschaftverkaufen sollte, die Jnhaber der Schuld-
obligationen mit derentsprechenden Summe von Eisenbahn-
—aktien bezahlen. Die· Gläubiger wollten also unter allen

Umständen ihre Hypotheken sicherbehalten- Jetzt entdeckt
die Regierung die Lücke in dem Vertrage, daß Rothschild
und Genossen keine- Aktien ausgeben werden und-hältdamit

ihre eingegangeneVerpflichtungfür erledigt. Die Gläubiger
schreien natürlichüber Betrug, aber die Kammer-hat diese
Liiikentheoriegenehmigt.

Nordamerika. Nach langen, bluti en Kämpfendarf Man

jetzt endlich den Kampf, welchen die ordstaaten zur Unter-

driickungder südstaatlichenRebellion geführt haben, als be-
endet ansehen. Richmond, die Hauptstadt der Rebelleng
und Petersburglsind nach einer dreitägigenSchlacht, bfei
welcher die Rebe enarmee 40,000 Mann verloren hat, in

die
Hände

der nordstaatlichen Truppen gefallen. Und als

ein ahrzeichenfür die Zukunft darf es betrachtet werden-
daß es Negerregimenter waren, wel e als die ersten in die

Hauptstadt derer eindrangen, welche ür die Ausrechthaltung
der Sklaverei einen Verzweiflungskampfkämpften,daß es
schwarzeHände waren, welche das Sternenbanner auf die
Walle von Richmond pflanzten. Für uns aber

mÆes
auch

als ein Zeichendienen, wie der deuts ekNamennds We
Einfluß immer mächtigerwird in ordainerika, daß es ein

Deutscher,der General Weitzel war, der die ersten siegenden
Truppen hineinführtein Richmond. Der B. April, der Tag
jenes Sieges, hat hoffentlichden häßlichenFleck-der Sklaverei,

welcher das Sternenbanner verunreinigte, für immer fort-
gewaschen.

Einen recht deutlichen Beweis für das Streben der

Ne er in keiner Weise hinter-ihren weißenÆbürgern.

,

«

o« en na -

dein Charlestown in die Hände der nor Iciatlien Tini-·
pen siel, dort schonhundert Negerschulen errich"tetwaren,
in denen dieselbendie Kenntnissesichaneignenwollen, deren
Erlernen ihnen unter dem Druck der Sklaverei versagt witt-

—

Die Weltgesiyichteist das-Weltgericht
Der Ausspruch, mit welchemwir nachstehendeBetrach-

tung überschriebenhaben, stammt zwar aus neuerer Zeitsc-
ist aber nichtsdestowenigervon jeher im Bewußtsein dek

Menschen lebendig ewesen und aus diesemUmstandeWsind
die unzähligenVer uche von Geschichtsfalschungzu erklaren,
welchenderjenige begegnet, der sichmit der

Gewichtsmanschaft beschäftigt-.Die Mächtigender Erde, welchenihr e-

wi sen nur zu oft sagenmußte, daß ihre Thaten schlechtbe-

ste en würden vor dem Richterstuhleder Nachwelt, haben es

ni t an Versuchenfehlen lassen- d»iekommendenGeschlechter
über ihr Leben zu täuschenund wie bei allen ublen Dingen,
haben sie auch hierbei stets geschaftlgeFelffershelfergefunden.
Ja, nicht selten hat es sich gefllgts da Ich »MitNoch-nach
Hunderten und Tausenden von JahxepMcknnergesunden
haben, welche sie theils aus Sonderbatkeit, theils aus gewinn-

·süchtigemInteresse in dem frevelhaftenBestreben, das welt-

i tli e Geri t irre zu führenunterstütztemAus letzte-Zeeiiihgrucilideaueicgaus,periönlichemInteresse xit der music
Versuch der Gefchichtsfälschungzu erklären,welchen«der ge-

genwärtie Kaiser der

Fkallkosendurch seer Geschlchtedes

Julius äsar unternommen )at.
· ·

. Der großebritischeDichter William Shakespeare schil-
dert in einem seinererschütterndenTrauerspiele die Herrsch-

.sucht einer- Frau, welcheihrenGatten bewegt, sdenibeklckhmn
als Gast weilenden König zu ermordenundde«en Kronujan
sich zu reißen. Als aber ihr Ziel erreichti und sie-»als

Hierzu einTFeilagr.


